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§ 1 Das Problem der 
sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz 

I. Einführung 

Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz ist ein Thema, welches in den letz-
ten Jahren immer mehr die Aufmerksamkeit der Medien, der politischen 
Kräfte und der Öffentlichkeit erregt hat. 

So machte beispielsweise im Februar 1999 der Fall einer jungen Polizei-
beamtin aus München Schlagzeilen, die sich mit ihrer Dienstwaffe erschos-
sen hatte: Die Beamtin, erst seit kurzer Zeit auf einer Dienststelle tätig, soll 
von Kollegen und Vorgesetzten ausgegrenzt und belästigt worden sein. Ins-
besondere der stellvertretende Leiter ihrer Dienstgruppe habe sie fortgesetzt 
mit obszönen Bemerkungen beleidigt. Allgemein sei ihre Dienstgruppe als 
frauenfeindlich bekannt gewesen. Der Münchener Polizeipräsident Roland 
Koller äußerte auf einer Pressekonferenz, daß nach den bisherigen Ermitt-
lungen die ungewohnte Umgebung in der Großstadt München sowie die 
Ausgrenzung und sexuelle Belästigung auf der Dienststelle die junge Frau 
in den Selbstmord getrieben haben. I 

11. Definition des Begriffs der 
sexuellen Belästigung am Arbeitsplatz 

Damit stellt sich die Frage, was sich hinter dem Begriff der sexuellen 
Belästigung am Arbeitsplatz verbirgt. Bei unbefangenen Nachdenken 
kommt einem dabei zuerst der klassische Fall ins Bewußtsein, daß der 
"Chef' seiner Sekretärin eine Kündigung androht, wenn sie sich nicht auf 
sexuelle Gefälligkeiten mit ihm einläßt. Andererseits fragt man sich auch, 
ab wann ein bestimmtes Verhalten zur sexuellen Belästigung wird. Genügt 
dafür schon das Erzählen anzüglicher Witze oder muß die betroffene 
Person massiv unter Druck gesetzt oder sogar körperlich bedrängt werden? 
Eindeutige Antworten und messerscharfe Definitionen lassen sich nicht 
finden. Dies hängt vor allem damit zusammen, daß es von subjektiven Ein-
schätzungen und Empfindungen abhängt, was eine Person unter sexueller 
Belästigung versteht. Daher soll im folgenden dargestellt werden, wie 

I Siehe Süddeutsche Zeitung v. 17.2. 1999, S. LI; FAZ v. 17.2. 1999, S. 11. 
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bisher sexuelle Belästigung in der Bevölkerung und in Rechtsnonnen defi-
niert wird. 

1. Ergebnisse der Dortmunder Studie 

1997 veröffentlichte das Bundesrninisterium für Frauen, Senioren, Fami-
lie und Jugend einen Bericht über das Problem der sexuellen Belästigung 
am Arbeitsplatz. Der Bericht basiert auf der Arbeit einer Projektgruppe des 
Landesinstitutes Sozialforschungsstelle Dortmund und stellt bisher die 
umfangreichste und ausführlichste empirische Untersuchung zu diesem The-
menbereich dar? 

Im Rahmen dieser Arbeit untersuchte die Projektgruppe unter anderem, 
wie Arbeitnehmer generell sexuelle Belästigung definieren. 

a) Generelle Aussagen zur Definition 
von sexueller Belästigung 

Bei einer Befragung von Frauen, die sich als Belästigungsopfer sehen, 
unterschieden diese klar zwischen erwünschten und unerwünschten Annähe-
rungen mit sexuellem Bezug.3 Erwünschtes Verhalten bewirke angenehme 
Gefühle und sei etwas Prickelndes, während unerwünschte Belästigungen 
als beleidigend, erniedrigend und schmierig empfunden würden.4 Die 
Grenze von erwünschten zu unerwünschten Annäherungen sei dann über-
schritten, wenn ablehnende Signale nicht beachtet werden und der Mann 
sich über die Interessen der Frau hinwegsetzt. 5 Daraus folgern die Autoren, 
daß sexuelle Belästigung in bezug auf die Auswirkungen definiert werden 
müsse, welche das jeweilige Verhalten auf die betroffene Person und ihre 
persönliche Integrität hat.6 

b) Kategorisierung einzelner Verhaltensweisen 

Des weiteren untersuchte die Projektgruppe, welche Verhaltensweisen im 
einzelnen als sexuelle Belästigung eingestuft werden. Die Mehrheit der 
1981 Frauen, welche einen verwertbaren Fragebogen zurückgesandt hatten, 

2 Als empirische Grundlage dienten hierbei Fragebögen, die an 9 990 Frauen in 
verschiedenen Betrieben versandt wurden. Dabei konnte eine Rücklaufquote von 
19,8 % erzielt werden, s. Dortmunder Studie, S. 234. 

3 Dortmunder Studie, S. 31. 
4 Dortmunder Studie, S. 31. 
5 Dortmunder Studie, S. 31. 
6 Dortmunder Studie, S. 34. 
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wertete anzügliche Witze (59 %), Hinterherpfeifen (62 %) und "zufällige" 
Berührungen (63 %) nicht als sexuelle Belästigung.7 Dagegen wurden die 
folgenden Verhaltensweisen mehrheitlich als sexuelle Belästigung einge-
stuft: pornographische Bilder am Arbeitsplatz (73 %), anzügliche Bemer-
kungen über Figur und sexuelles Verhalten im Privatleben (85 %), uner-
wünschte Einladungen mit eindeutiger Absicht (86 %), Po-Klapsen (91 %), 
Telefongespräche oder Briefe mit sexuellen Anspielungen (96 %), Verspre-
chen beruflicher Vorteile bei sexuellem Entgegenkommen (97 %), uner-
wartetes Berühren der Brust (98 %), Androhung beruflicher Nachteile bei 
sexueller Verweigerung (98 %), Aufforderung zu sexuellem Verkehr (99 %), 
aufgedrängte Küsse (99 %), Zurschaustellen des Genitals (99 %) und Er-
zwingen sexueller Handlungen (99 %).8 

2. Untersuchung des Innenministeriums Nordrhein-Westfalen 

Die Ergebnisse der Dortmunder Studie wurden bestätigt durch eine 
Untersuchung des Innenministeriums Nordrhein-Westfalen aus dem Jahre 
1998.9 Den Befragten wurde derselbe Katalog von Verhaltensweisen vorge-
legt, welcher auch der Dortmunder Studie zugrunde lag. Die Antworten der 
Polizei bediensteten auf die Frage, ob sie das jeweilige Verhalten als sexu-
elle Belästigung einstufen, entsprachen in hohem Maße den Werten der 
Dortmunder Studie. lo 

3. Legaldefinition im deutschen Recht 

Im Beschäftigtenschutzgesetz von 199411 wird der Begriff der sexuellen 
Belästigung legaldefiniert. § 2 Abs. 2 BSchG lautet folgendermaßen: 

"Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz ist jedes vorsätzliche, sexuell bestimmte 
Verhalten, das die Würde von Beschäftigten am Arbeitsplatz verletzt. Dazu gehö-
ren 
I. sexuelle Handlungen und Verhaltensweisen, die nach den strafgesetzlichen 

Vorschriften unter Strafe gestellt sind, sowie 
2. sonstige sexuelle Handlungen und Aufforderungen zu diesen, sexuell 

bestimmte körperliche Berührungen, Bemerkungen sexuellen Inhalts sowie 

7 Dortmunder Studie, S. 253, Tabelle 43. 
8 Dortmunder Studie, S. 254, Tabelle 44. 
9 Der Studie liegt eine Befragung aller 7800 weiblichen Beschäftigten der Polizei 

Nordrhein-Westfalen und einer gleich großen Gruppe männlicher Kollegen zugrun-
de. Dabei lag die Rücklaufquote bei 45 %, s. Studie Innenministerium NRW, S. 9 
und 13. 

10 Studie Innenministerium NRW, S. 29. 
11 BGBI. I 1994, S. 1412. 


